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Kurzfassung. The Metropolitan Region of Zurich is fragmented into eight cantons and marked by ideological

cleavages. Nevertheless, the “Association Metropolitan Region Zurich” has established since 2007. The paper

asks, how the metropolitan restructuring is possible. Tracing the question, first the scale-debate is opposed to the

spatial governance-debate and it shall be argued that the scale-debate serves as a more precise tool of analysis.

Building on this theoretical foundation the institutionalising of the association is analysed on the basis of 13

expert interviews. Three points are of particular relevance: First, precisely the fragmentation of the metropolitan

region forms a crucial reason for the rapid introduction of the association. Second, the institutionalisation brings

a subtle power to the association because it does not openly question the federalist system. Third, its agency

manifests in territorial implications such as the revision of a national infrastructure plan or a metropolitan spatial

plan, which both are made possible by simultaneous processes of informalisation and formalisation on a new

scale. At the end it shall be demonstrated that the association’s neoliberal agenda is hardly contested, raising the

question of the scale of possible opposition.

1 Einleitung

Seit 2007 etabliert sich der „Verein Metropolitanraum Zü-

rich“ (VMZ) als überkantonaler Akteur, der sich um das

Regieren des Urbanisierungsprozesses bemüht. Die Existenz

des Vereins überrascht angesichts des stark ausgeprägten Fö-

deralismus und markiert einen Paradigmenwechsel in der

schweizerischen Urbanisierungspolitik. Sie überrascht aber

auch angesichts einer polymorphen Metropolitanregion, die

von zahlreichen Diskrepanzen geprägt ist. Mit dem Kan-

ton Schwyz und dem Kanton Zug grenzen zwei der steuer-

günstigsten Kantone direkt an den Kanton Zürich (ESTV,

2013). Der steuertechnische Graben geht insbesondere im

Fall des Kantons Schwyz einher mit ideologischen Kontras-

ten (s. Nüssli, 2015). Aber auch zwischen den Städten und

den sogenannten Agglomerationen zeigen sich in Abstim-

mungen immer stärkere ideologische Gräben. Während in

den Städten eine linke und weltoffene Haltung dominiert,

manifestiert sich in den Agglomerationsgürteln eine rechts-

konservative Einstellung (vgl. Hermann und Leuthold, 2003;

Kübler et al., 2013).

In wissenschaftlichen Publikationen zeichnet sich

der Paradigmenwechsel hin zu einer grossräumigeren

Urbanisierungspolitik schon etwas länger ab. Eine der

frühesten urbanen Konzeptionen der Schweiz findet sich

in „Metropole Schweiz“ (Bassand und Schuler, 1985),

die die Schweiz als polyzentrisches Netz sieht, das funk-

tional eine Metropole bildet. Erst im gegenwärtigen

Jahrhundert skizzieren mehrere Arbeiten ein Land, das

aus verschiedenen, grenzüberschreitenden Metropolen

besteht. „Stadtland Schweiz“ (Eisinger und Schneider,

2003) bildet den Auftakt einer Denkfigur der Schweiz

als Stadt, die den Föderalismus herausfordert. Zwei Jahre

später folgt der Raumentwicklungsbericht des Bundesamts

für Raumentwicklung (ARE, 2005), der von einer poly-

zentrischen Schweiz mit fünf Metropolen ausgeht. 2006

stellen Thierstein et al. die These einer „Raumentwicklung

im Verborgenen“ auf, im Zuge derer sich „unbemerkt“

(ibid.: 14) zwei Metropolregionen herausgebildet hätten.

Im gleichen Jahr bricht die Publikation „Die Schweiz –

Ein städtebauliches Portrait“ (Diener et al., 2006) mit der

Vorstellung einer städtischen und einer ländlichen Schweiz,
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12 R. Nüssli: Auf dem Weg zu einer metropolitanen Regulation?

indem sie die Schweiz als vollständig urbanisiertes Terri-

torium konzipiert, weil auch die sogenannten Peripherien

längst in die Metropolitanräume eingebunden seien und

deren Funktionieren wesentlich unterstützten. Das aktuelle

Raumkonzept des Bundes (Schweizerischer Bundesrat,

2012) geht ebenfalls von den drei Metropolitanregionen

Basel, Genf und Zürich aus.

Allerdings bescheinigen die genannten Publikationen ei-

ner grenzübergreifenden politischen Zusammenarbeit kaum

Chancen (z.B. Diener et al., 2006:612). So attestiert et-

wa Lendi (2008:385) den sogenannten Agglomerationen ei-

ne Zukunft als „,Pflegekinder‘ der vorgegebenen politischen

Einheiten, also vorläufig wohl ohne eigene Governance, oh-

ne politisches Eigengewicht“. Das städtebauliche Portrait

spricht im Fall von Zürich von einem „Anti-Zürich-Reflex“

und einer „anti-urbanen Haltung“ (Diener et al., 2006:612).

Die pessimistischen Prophezeiungen haben sich als falsch er-

wiesen. Der VMZ ist ein Exempel für einen Paradigmen-

wechsel in der schweizerischen Urbanisierungspolitik, die

sich vermehrt den Zentren zuwendet und den ausgeprägten

Föderalismus trotz ideologischen Kontrasten teilweise auf-

bricht.

Dieser Artikel fragt einerseits, wie es zu dieser metropo-

litanen Restrukturierung gekommen ist und welche Impli-

kationen dieser Restrukturierungsprozess hat. Diese Fragen

treiben neben Politikwissenschaftler_innen auch einen Teil

der geografischen Forschung um, die danach fragt, „wie, von

wem und zu welchem Zweck Massstabsebenen durch so-

ziale Praxis produziert und/oder strategisch eingesetzt wer-

den“ (Belina, 2008:113; vgl. Schmid, 2003:222; Wissen,

2008:9; Paasi, 2010:2301). Die Frage, wie Massstabsebe-

nen produziert werden, wurde bis anhin selten empirisch er-

forscht (Marston et al., 2005; Miller, 2009). Mit diesen Fra-

gen einher geht meiner Ansicht nach eine zweite Perspektive,

die sich auf widersprechende Positionen gegenüber Restruk-

turierungsprozessen konzentriert. Dieser zweite Blick zieht

sich sowohl im theoretischen wie im empirischen Teil eben-

falls durch den Artikel.

Im internationalen wie auch im nationalen Diskurs lässt

sich nach einer intensiven Auseinandersetzung ab den 1990er

bis in die späten 2000er Jahre ein deutlicher Rückgang an Pu-

blikationen zu metropolitanen Restrukturierungen feststel-

len. Das Thema bleibt meiner Ansicht nach aber aktuell, da

sich die Restrukturierungsprozesse fortsetzen und damit die

Massstabsebene keinesfalls fix oder wissenschaftlich geklärt

ist. Zum andern werden Fragen nach kritischen Auseinan-

dersetzungen und Alternativen zur hegemonialen Ideologie

der Metropolitanregion selten gestellt. Um den aufgewor-

fenen Fragen nachzugehen, führe ich im nächsten Kapitel

in die wissenschaftliche Diskussion im Feld der metropo-

litanen Restrukturierungsprozesse ein. Ich stelle die Scale-

Debatte der Debatte um Metropolitan Governance gegen-

über und argumentiere, dass die Scale-Debatte das schärfere

Analysewerkzeug bietet. Im Anschluss erarbeite ich zwei Pa-

radoxe gegenwärtiger Urbanisierungspolitiken, die teilweise

auch in der Governance-Forschung behandelt werden. Dar-

auf aufbauend widmet sich das folgende Kapitel dem schwei-

zerischen Urbanisierungsleitbild, in dessen Uneindeutigkeit

sich der VMZ etabliert. Auf diesem Fundament analysie-

ren die letzten beiden Kapitel die Institutionalisierung des

VMZ anhand von Interviewmaterial. Zum Schluss wird die

Frage nach Demokratisierung und Möglichkeiten emanzipa-

torischer Politik für den untersuchten Fall nochmals aufge-

nommen. Diese Frage wird in der kritischen Stadtforschung1

bis anhin fast immer auf den lokalen und/oder den globalen

Massstab bezogen.

2 Metropolitane Restrukturierungsprozesse in der

theoretischen Debatte

Mit der Frage nach der Produktion von Massstabsebenen si-

tuiert sich der Artikel in der Scale-Debatte, die in der Tra-

dition der materialistischen Analyse Lefebvres steht und auf

die räumliche Massstäblichkeit sozialer Prozesse fokussiert.

Ihre Ursprünge hat sie bei Taylor (1982), Smith (1984) und

Harvey (1985). In den 1990er Jahren wurde sie um die Be-

deutsamkeit sozialer Kämpfe (Herod, 1991; Swyngedouw,

1997) einem relationalen, prozesshaften Massstabsverständ-

nis (Brenner, 1998, 2004) und einer Relativierung des räum-

lichen Massstabs hinsichtlich einer privilegierten Ebene der

Produktion von Staatlichkeit (Jessop, 2009) erweitert. Ma-

hon und Keil (2009:8) sprechen gar von einem ”scalar turn”

in der Geografie.

Unter dem Begriff Scale, den ich mit Massstabsebene

übersetze, verstehen etwa Leitner und Sheppard (2009:231)

„a relational, power-laden, and contested construction that

actors strategically engage with in order to legitimize or chal-

lenge existing power relations. In the course of these strug-

gles, new scales are constructed, and the relative importance

of different scales is reconfigured“.2 Mit dem Fokus auf die

1Kritische Stadtforschung hat sich als Begriff weit etabliert – im

deutschsprachigen Raum lediglich seit einigen Jahren – und bezieht

sich häufig auf die angloamerikanische Radical Geography. Die

Ansage, kritische Wissenschaft zu betreiben oder sich auf solche

theoretische Konzepte zu beziehen, verweist meist (implizit) auf

das Theoriegebäude Marx’ sowie der Frankfurter Schule und fun-

giert so als Codewort für eine Position, die sich gegen jegliche Form

von Herrschaft und Unterdrückung wendet (Kilminster, 2013). „In

short, critical urban theory involves the critique of ideology (inclu-

ding social-scientific ideologies) and the critique of power, inequa-

lity, injustice and exploitation, at once within and among cities.“

(Brenner, 2009:198). Einen deutschsprachigen Einstieg bieten Beli-

na et al. (2014). Kemper und Vogelpohl (2013:20–24) verweisen ex-

plizit auf die Scale-Debatte als Ansatzpunkt einer kritischen Stadt-

forschung. Der Gewinn des Begriffs liegt für mich aber neben dem

ideologischen Verweis vor allem im Anspruch an eine kritische Re-

flexion des Forschungsprozesses sowie der Position der Forschen-

den.
2Für eine Auseinandersetzung mit dem Begriff s. auch Brenner

(2004:7–12); Wissen (2008); Miller (2009). Für eine Auseinander-
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Produktion von Massstabsebenen vernachlässigt die Scale-

Debatte häufig die strukturierenden Wirkungen von Mass-

stabsebenen und den dazugehörigen Diskursen auf das sozia-

le Handeln (Herod und Wright, 2002:11; Wissen, 2008:20).

Ich versuche deshalb bei der Analyse des VMZ eine doppel-

te Perspektive einzunehmen, die sowohl auf die Produktions-

wie auf die Verdinglichungsprozesse fokussiert.

2.1 Metropolitaner Massstab als privilegierte Arena der

Standortpolitik

Metropolitane Restrukturierungsprozesse werden in der

Fachliteratur häufig mit dem Ende des Fordismus in Zusam-

menhang gebracht. Während sich der „westliche“ National-

staat in der fordistischen Akkumulationsphase um räumli-

chen Ausgleich bemühte (z.B. Castells und Godard, 1974;

Lipietz, 1995:92–99), destabilisierte die zunehmende Glo-

balisierung die politische Geografie des Nationalstaats in

Mittel- und Westeuropa bereits in den 1970er Jahren (z.B.

Krebs, 1996). Die sogenannte Desindustrialisierung der Zen-

tren bewirkt ab Mitte der 1980er Jahre einen verstärkten

Wettbewerb um Investitionen zwischen den Städten. Statt in-

terregionalem räumlichem Ausgleich steht zunehmend der

internationale Wettbewerb der Städte auf der Agenda (z.B.

Harvey, 1989; Hall und Hubbard, 1998; McCann, 2004). Sie

werden zu den „Motoren der globalen Wirtschaft“ (Scott,

1996). Die „Global Cities“ (Sassen, 1991) lösen die Natio-

nalstaaten aber auch in ihren Herrschafts- und Kontrollfunk-

tionen teilweise ab – gewissermassen ein Downscaling der

Staatlichkeit. Doch bereits Ende der 1990er Jahre kommt es

in West- und Mitteleuropa zu neuen Upscaling-Prozessen,

die die metropolitane Ebene institutionalisieren. Die Globa-

lisierung bewirkt eine Metropolisierung, im Zuge derer sich

polyzentrische Konfigurationen ausbilden, die weit über die

klassische Agglomeration hinausreichen (Veltz, 1996; Scott

et al., 2001; Taylor, 2004; Hall und Pain, 2006; Krätke,

2007). Die Metropolitanregionen können zwar als ökono-

misch integriertes – wenn auch umkämpftes – Territorium

abgebildet werden, sind aber gleichzeitig institutionell frag-

mentiert (Storper, 1997). Kooperation zwischen verschiede-

nen politischen Institutionen wird notwendig, um die Wettbe-

werbsfähigkeit zu erhöhen: „[T]he new metropolitan regio-

nalism instrumentalizes intra-regional cooperation in order

to intensify the process of interspatial competition at supra-

regional scales.“ (Brenner, 2004:286)

Einerseits sind Rescaling-Prozesse also von deterritoriali-

sierenden Momenten geprägt. Anderseits transformieren die

globalen Urbanisierungsprozesse die territoriale Regulation,

was Harvey (1985:145) treffend auf den Punkt brachte: „spa-

tial organization is necessary to overcome space“. Auf Har-

veys Analyse aufbauend führt Brenner (1998) die Dialektik

von Deterritorialisierung und Reterritorialisierung ein: Po-

setzung über Lefebvres Verständnis von Massstabsebenen s. Kipfer

(2008).

litics of Scale dekonstruieren nicht ausschliesslich die be-

stehenden räumlichen Ebenen von sozialen, politischen und

ökonomischen Beziehungen, sondern schaffen gleichzeitig

eine neue geografische Fixiertheit und veränderte Geografien

der Macht. Swyngedouw (1992, 1997) nimmt mit dem Be-

griff Glocalization das Konzept einer zunehmenden Globa-

lisierung und einer damit einhergehenden Umstrukturierung

des lokalen Territoriums auf.3 Es weist darauf hin, dass ver-

schiedene räumliche Ebenen ineinander greifen und sich ge-

genseitig beeinflussen: „In short, the local and the global are

mutually constituted (. . .).“ (Swyngedouw, 1997:137). Ge-

meinsam ist diesen Konzepten die Annahme, dass die zu-

nehmende Globalisierung der Kapitalflüsse die Bedeutung

der Grenzen nicht auflöst, sondern die Territorialität transfor-

miert, da die globale Dimension der Urbanisierungsprozesse

eine Rekonfiguration der bestehenden Regierungsebenen er-

fordere. Politics of Scale versuchen demnach, Standortvor-

teile gegenüber anderen urbanen Konfigurationen zu schaf-

fen. Die Stadt als Regierungsebene wird zusehends aufge-

hoben. An ihre Stelle tritt – so die These – die Metropolit-

anregion. Neue Arrangements wie beispielsweise der VMZ

können als Versuche gelesen werden, die Urbanisierung auf

einer anderen Massstabsebene zu regulieren, indem sie einen

neuen, temporären Scalar Fix (Smith, 1995) schaffen.

Die ökonomisch argumentierende Strömung innerhalb der

kritischen Stadtforschung leitet den wesentlichen Grund der

Restrukturierung also als wirtschaftlichen Zwang der kapi-

talistischen Urbanisierung ab. Politics of Scale werden als

Versuche gelesen, sich den ständig transformierenden Geo-

grafien des Kapitals anzupassen. Die dabei entstehenden me-

tropolitanen Arrangements basieren auf Kooperation um im

Standortwettbewerb zu bestehen. Insbesondere Smith und

Swingedouw haben diese Perspektive erweitert. Mit dem Be-

griff jumping scales betont Smith (1993), dass die Rekon-

figuration von räumlichen Ebenen die Geografie der Macht

verschiebt, indem einige ihre Macht und Kontrolle stärken,

während andere entmächtigt werden (s. auch Swyngedouw,

1989; Jonas, 1994; Peck, 2002). Swyngedouw (1997:142)

schlägt deshalb vor: „I would, in sum, advocate the aboli-

tion of the ,global‘ and the ,local‘ as conceptual tools and

suggest a concentration on the politics of scale and their me-

taphorical and material production and transformation.“ Mit

dem Fokus auf die Politics of Scale wird der Bezug auf eine

bestimmte Massstabsebene auch zu einer diskursiven Stra-

tegie, die verschiedenen ideologischen Positionen zugeord-

net werden kann (ibid.: 140). Die Massstabsebenen sind da-

her umkämpft: „Scale becomes the arena and moment, both

discursively and materially, where sociospatial power relati-

ons are contested and compromises are negotiated and re-

gulated. Scale, therefore, is both the result and the outco-

me of social struggle for power and control.“ (ibid.; vgl.

Brenner, 2004:299). Damit handelt es sich bei der Analy-

3In eine ähnliche Richtung geht der Begriff Glurbanization (Jes-

sop und Sum, 2000).
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se um Auf- oder Abwertungen von Massstabsebenen immer

auch um Machtfragen (z.B. Wissen, 2008:9), weshalb es für

die Untersuchung von Rescaling-Prozessen meines Erach-

tens entscheidend ist, auch gegenhegemoniale Positionen in

den Blick zu nehmen. Einen Ansatz dazu bieten die neueren

Theorien des Politischen, die weiter unten eingeführt wer-

den.

2.2 Metropolitan Governance als neue

Regierungsform?

Die Scale-Debatte wird im deutschsprachigen Raum bis

heute wenig beachtet. Der Sammelband „Politics of Sca-

le“ (Wissen et al., 2008) bietet einen seltenen und guten

Überblick. Mit Blick auf Fragen der Kooperation und neu-

er Arrangements findet die Debatte aber Anschluss an die

meist weit weniger kapitalismuskritisch geführte räumliche

Governance-Debatte. Wie auch im englischen Sprachraum

wird damit grundsätzlich eine Transformation von Govern-

ment zu Governance betont. Diese Begriffsverschiebung be-

schreibt einen Perspektivenwechsel auf die Staatstätigkeit,

wonach staatliche Behörden nicht mehr im Alleingang agie-

ren und regieren, sondern mit verschiedenen staatlichen und

nichtstaatlichen Akteur_innen kooperieren. Kooperative For-

men von Urbanisierungspolitik als „neu“ zu bezeichnen, ist

jedoch übertrieben. Es ist eher so, dass die stark etatisti-

sche Planung während des Fordismus ein zeitlich und räum-

lich begrenztes Phänomen ist (Somerville, 2005; Etzemüller,

2009; Leendertz, 2009; Altrock et al., 2012). Urban Gover-

nance in dem Sinn gab es schon lange vor der Erfindung des

Begriffs.

Die Governance-Debatte ist meiner Meinung nach jedoch

von einigen analytischen Unzulänglichkeiten gekennzeich-

net. In der deutschsprachigen Forschung zu Governance exis-

tieren verschiedene räumliche Foki, die feinsäuberlich aus-

einander gehalten werden: Urban Governance (z.B. Einig

et al., 2005; Sack, 2012) bezieht sich auf lokales Regieren,

meist auf Ebene der administrativ abgegrenzten Stadt oder

des Quartiers. Forschungsarbeiten zu Urban Governance fo-

kussieren teilweise auch auf Beteiligungsformen der Zivil-

gesellschaft im Sinn von „engagierten Bürgern“ (Benz und

Dose, 2010:29), während eine solche Perspektive beim Kon-

zept einer Regional Governance (z.B. Fürst, 2010; Sturm und

Bauer, 2010) meist komplett wegfällt. Letzteres wird einge-

setzt um (staatliche) Institutionalisierungsprozesse auf regio-

naler Ebene zu analysieren. Um ähnliche Fragen nach der

politischen Handlungskoordination dreht sich auch die De-

batte zu Metropolitan Governance (z.B. Heinelt und Küb-

ler, 2005; Zimmermann und Heinelt, 2012). Der Unterschied

zu Regional Governance liegt vor allem im grossräumigeren

Betrachtungsmassstab. Hinzu kommt die Multilevel Gover-

nance (z.B. Brunnengräber und Walk, 2007; Benz, 2010),

die mit Blick auf die Massstabsfrage ein Querschnittthe-

ma darstellt. Hier steht die Verteilung staatlicher Kompeten-

zen über mehrere Massstabsebenen im Zentrum. Die For-

schung dazu bezieht sich meist auf die Europäische Union.

Governance-Analysen sind von einem staatszentrischen An-

satz gekennzeichnet (Jessop, 2004:74, 2009:99–102), der die

Akteur_innen und Institutionen als interdependent konzipiert

und den Koordinationsbedarf untersucht (Wissen, 2008:11–

12). Das Erkenntnisinteresse der Governance-Ansätze ist

stark problemlösungsorientiert ausgerichtet und kümmert

sich wenig um Fragen der Macht, die in Rescaling-Prozessen

essentiell sind (Wissen, 2007).

Während in der anglophonen Debatte Urban Governance

als relativ weites Konzept verstanden wird, auf das auch kri-

tische Stadtforscher_innen häufig Bezug nehmen, wird im

deutschsprachigen Raum zwischen verschiedenen Massstä-

ben unterschieden. Zwar informieren sich die verschiede-

nen Konzepte durchaus, aber die Differenzierung bringt mei-

ner Meinung nach mehr Konfusion und Grabenkämpfe mit

sich als analytische Klarheit. Denn ein Konzept, das eine

bestimmte Massstabsebene für die Analyse voraussetzt und

deren Thesen nur auf diesem Massstab angewendet wer-

den können, verhindert eine transskalare Forschung. Damit

unterbindet das deutschsprachige Governance-Konzept auch

einen relationalen Zugang zu Raum, der „space as an open

and ongoing production“ (Massey, 2005:55) versteht, statt als

fixes Territorium. Der Vorteil des Rescaling-Konzepts liegt

darin, dass es keine Unterscheidung in gegebene Massstab-

sebenen macht, sondern die Prozesse der Produktion dieser

räumlichen Ebenen in den Fokus nimmt. Während in der an-

glophonen Forschungstradition Urban Governance durchaus

mit solchen Prozessen verknüpft wird (z.B. Brenner, 2004),

versucht ein grosser Teil der deutschsprachigen Raumwis-

senschaften starre Grenzen aufrecht zu erhalten, die jedoch

nicht fix sind, sondern immer wieder reproduziert und ver-

ändert werden. Zudem ist der staatliche Raum längst nicht

mehr in klare Ebenen unterscheidbar, die unabhängig von-

einander funktionieren, sondern ein Mosaik von relationa-

len, interskalaren Hierarchien (Lefebvre, 1991 [1974]:85–

88). Mit der Unterscheidung verschiedener Massstabsebe-

nen werden Grenzen konstruiert, die nur sehr ungenau de-

finiert werden können, wie etwa der fluide Begriff der (Me-

tropolitan)Region zeigt (Belina, 2008; Paasi, 2010). Darüber

hinaus werden diese Grenzen von Urbanisierungsprozessen

ständig aufgehoben und transformiert. Der Kritikpunkt sta-

tischer und gegebener Massstabsebenen kann auf viele an-

glophone Governance-Arbeiten übertragen werden (Wissen,

2008:12).

Zwei weitere Probleme des Governance-Konzepts tref-

fen auch auf die anglophone Forschung zu. Erstens exis-

tieren sehr unterschiedliche Auffassungen des Governance-

Begriffs, die von einem minimalen Staat, einer guten Regie-

rungsführung, bis hin zu selbstorganisierten Netzwerken rei-

chen (z.B. Rhodes, 1997; Einig et al., 2005). Zweitens ist die

Anwendung des Konzepts als Analysewerkzeug kaum de-

finiert. Insgesamt wird das Konzept inkonsistent gebraucht

und stark dem jeweiligen Untersuchungsgegenstand ange-

passt (Füller und Marquardt, 2009:95). Mit der neuen Be-
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grifflichkeit der Governance-Debatte einher geht aber eine

analytische Verschiebung, die den Blick für die jeweilige

spezifische Form zeitgenössischer Urbanisierungspolitiken

schärft, weil sie auch informelle, nichthierarchische Arran-

gements untersucht, statt ausschliesslich auf institutionali-

sierte und autorisierte Akteur_innen zu fokussieren (Mayntz,

2004; Rosenau, 2004).

2.3 Zwei Paradoxe in gegenwärtigen Politiken der

Urbanisierung

Ohne in der Theorie bereits Grenzen zwischen verschiedenen

Massstabsebenen und entsprechend unterschiedlichen Poli-

tikformen herzustellen, können meiner Ansicht nach zwei

Paradoxe, auf die auch die Governance-Debatte hinweist,

fruchtbar eingesetzt und mit der Scale-Debatte kombiniert

werden. Erstens sind die Governance-Arrangements von ei-

nem hohen Grad an Flexibilität gekennzeichnet, da die Aus-

handlungen häufig ausserhalb der traditionellen politischen

Strukturen stattfinden (Mayer, 1995:128). Die Informalität

ermöglicht den Akteur_innen, Probleme ohne parteipoliti-

schen Konkurrenzkampf zu diskutieren (Fürst, 2010:55). Zu-

dem erlaubt kollektives Handeln auch die Verwischung von

Verantwortlichkeit. „Je besser solche Governance-Muster in

der Lage sind, an den Institutionen vorbei Probleme zu bear-

beiten, desto häufiger werden sie dafür genutzt.“ (ibid.: 58).

Nichtsdestotrotz finden die Aushandlungen im „Schatten der

Hierarchie“ (Mayntz und Scharpf, 1995:28) statt, denn auch

kooperative Verhandlungen setzen eine demokratisch legiti-

mierte und zur hierarchischen Intervention fähige staatliche

Macht voraus und finden erst durch sie statt. „What we ob-

serve today is not a diminishment or reduction of state so-

vereignty and planning capacities, but a displacement from

formal to informal techniques of government (. . .).“ (Lemke,

2002:58). Mit dem Begriff Meta-Governance betont Jessop

(1998:42) die Rolle des Staats, der nicht einfach das letz-

te Wort hat, aber strategisch den Kontext schafft, in welchem

die Heterarchien geformt werden können. Die Bedeutung ge-

meinsamer Visionen und Diskurse ist dabei nicht zu unter-

schätzen.

Das zweite Paradox schliesst direkt an das erste an, in-

dem es ebenfalls zur „effizienteren Problembearbeitung“ bei-

trägt. Kooperative Verhandlungen werden häufig als Demo-

kratisierung des Entscheidungsprozesses dargestellt, insbe-

sondere wenn nichtstaatliche Akteur_innen in das Arrange-

ment einbezogen werden (z.B. Einig et al., 2005:IV, für eine

kritische Auseinandersetzung z.B. Mayntz, 2004). In neue-

ren Theorien des Politischen, die erst langsam den deutsch-

sprachigen Forschungsraum erreichen, werden solche De-

mokratisierungsversuche aber als „post-politisch“ bezeich-

net (Rancière, 1999; Swyngedouw, 2007; s. auch Dzud-

zek, 2013; Gomes de Matos, 2013; Rosemann, 2013; Ro-

sol, 2014). Sie postulieren gegenteilige Effekte, die aus der

proklamierten Öffnung der Arrangements entstehen. Da die

Teilnahme an den informellen Verhandlungen von organi-

sierten sowie unorganisierten nichtstaatlichen Akteur_innen

weder demokratisch legitimiert noch repräsentativ ist, führ-

ten solche Arrangements oft zur weiteren Ermächtigung der

besser gestellten Bevölkerungsschichten. Die Informalisie-

rung der Beteiligung produziere „a particular imagination of

the urban in line with the demands, dreams, and aspirations

of the included, while marginalized or otherwise excluded

groups remain symptomatically absent“ (Swyngedouw et al.,

2004:214). Privatisierung, Expertisierung und Informalisie-

rung tragen zu Politiken der Urbanisierung bei, die genuin

politische Fragen einer öffentlichen Auseinandersetzung ent-

ziehen und stattdessen von legitimisierten Akteur_innen ver-

handelt werden.

Da solche „post-politische“ Arrangements häufig ein de-

mokratisches Image haben und es weder über die Beteili-

gungsform noch über die grundsätzlichen Ziele zu öffent-

lichen Aushandlungen kommt, werden gemäss den Vertre-

ter_innen der post-politischen These selten widersprechen-

de Positionen geäussert. Zwar kommt es zu Konflikten in-

nerhalb des Arrangements, aber die grundsätzliche Agen-

da des neoliberalen Standortwettbewerbs wird von den Ak-

teur_innen geteilt: „Post-politics rejects ideological divisions

and the explicit universalization of particular political de-

mands. Instead, the post-political condition is one in which

a consensus has been built around the inevitability of neo-

liberal capitalism as an economic system, parliamentary de-

mocracy as the political ideal, humanitarianism and inclusi-

ve cosmopolitanism as a moral foundation.“ (Swyngedouw,

2010:26–27). Dieser Analyse zufolge teilen die inkludierten

Akteur_innen also etwa das Ziel einer wettbewerbsfähigen

Metropolitanregion. Rancière weist darauf hin, dass Diskur-

se und Praktiken, die sich dieser Ideologie entgegenstellen

vom hegemonialen Dispositiv – in seinen Worten die Poli-

zei – bloss als Noise dargestellt werden: „it [the police] is

an order of the visible and the sayable that sees that a par-

ticular activity is visible and another is not, that this speech

is understood as discourse and another as noise.“ (Rancière,

1999:29). Damit wird Exklusion unsichtbar gemacht (ibid.

116). So können aus dieser Perspektive Aufstände wie 2005

in der Pariser Banlieue Clichy-sous-Bois oder 2011 im Lon-

doner Stadtteil Tottenham, die sich beide auf zahlreiche wei-

tere Städte ausgeweitet haben, als Protestform gelesen wer-

den, denen das hegemoniale Dispositiv jegliche Gültigkeit

abspricht (z.B. Žižek, 2007; Dzudzek und Müller, 2013).

3 Konzeptioneller Bezugsrahmen, Methodik und

Feld

Diesem Artikel liegt nicht nur hinsichtlich der Urbanisie-

rungsprozesse die Arbeit Lefebvres zu Grunde, sondern auch

hinsichtlich der gesellschaftlichen Produktion des Raums

(Lefebvre, 1991 [1974]). Diese trialektische Konzeption ver-

einigt die materielle Produktion (Espace perçu), die Produk-

tion von Wissen (Espace conçu) und die Produktion von
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Bedeutungen (Espace vécu). Der Espace perçu enthält die

räumliche Praxis, der Espace conçu die Repräsentationen

des Raums und der Espace vécu den gelebten Raum. Im

Vergleich zu den meist sehr ökonomisch argumentierenden

Rescaling-Theorien führt Lefebvre die materielle Dimensi-

on mit der mentalen und sozialen Dimension des Raums zu-

sammen. Die Produktionsprozesse sind dialektisch miteinan-

der verbunden und schliessen sich gegenseitig ein (Schmid,

2005:226–231). Den Raum als soziales Produkt zu verste-

hen, macht ihn damit auch zum Ausdruck von Machtver-

hältnissen. Gemäss Lefebvre (1991, [1974]:11, 281, 411)

unterteilt jede politische Macht den Raum entsprechend,

nimmt ihre eigene Klassifizierung von Diskursen über Räu-

me sowie Dinge und Menschen in diesen Räumen vor und

dient somit der Durchsetzung und Festigung gesellschaftli-

cher Interessen. Unter einer solchen Perspektive sind auch

die Massstabsebenen und territorialen Grenzen als gesell-

schaftliche (Re)Produktionsprozesse zu verstehen (Brenner,

2004:8) und Ausdruck von Machtverhältnissen. Diese kon-

zeptionelle Verortung ermöglicht die Kombination von ma-

teriellen und diskursiven, wie auch relationalen und territo-

rialen Raumproduktionen (zu Letzterem vgl. McCann und

Ward, 2010).

Um die Produktion des Raums und damit auch der territo-

rialen Grenzen aufzuzeigen und deren Fixiertheit aufzubre-

chen, fokussiere ich auf Prozesse der Regulation der Urbani-

sierung und der Raumproduktion (z.B. Brenner, 2004:74–77;

Heeg, 2001; Schmid, 2003; Scheuplein, 2008). Mit Lefebvre

vollzieht die Analyse einen perspektivischen Wechsel vom

Objekt zum Prozess (Schmid, 2005:204). So inspirierend das

Werk Lefebvres für die Stadtforschung ist, es bleibt doch

konfus und gibt keine empirische Anleitung. Der vorliegen-

de Artikel versucht, ein dialektisches Theorieverständnis in

eine dialektische, dynamische Analyse umzusetzen. Aufbau-

end auf der These der vollständigen Urbanisierung (Lefeb-

vre, 1972 [1970]), die nicht nur auf die Schweiz (Schmid,

2006), sondern auch auf den gesamten Globus (Brenner und

Schmid, 2014) angewendet werden kann, spreche ich im

Folgenden von Politiken der Urbanisierung statt von Stadt-

entwicklungspolitik. Diese Begrifflichkeit betont erstens die

Prozesshaftigkeit der Raumproduktion. Zweitens vermeidet

sie eine Klassifizierung in administrative Einheiten wie „die

Stadt“ und umgeht damit auch eine oft mitschwingende Un-

terteilung in urbane, suburbane und rurale Räume. Der Plu-

ral Politiken verweist auf die Vielgestaltigkeit und mögliche

Widersprüchlichkeit der Prozesse, aber auch auf die Macht-

verhältnisse.

Die räumliche Definition einer Metropolitanregion wird

in Bezug auf die Schweiz sehr unterschiedlich gehand-

habt. Der Bund definiert die Metropolitanregionen sta-

tistisch, wie das auch diverse wissenschaftliche Arbeiten

machen. Massgebend sind meist Bevölkerungszahl, Pend-

ler_innenbewegungen und/oder ökonomische Parameter wie

die Wertschöpfung pro Arbeitsplatz (z.B. Bassand, 2004;

Schuler et al., 2005:77; Blöchlinger, 2005; Thierstein et al.,

2006). Solche statistische Definitionen sind problematisch,

da sie ein Artefakt – etwa die Stadt oder die Metropolit-

anregion – produzieren (Brenner und Schmid, 2014). Zu-

dem werden solche Definitionen oft bewusst grossräumig

abgegrenzt, damit die Metropolitanregion in internationalen

Rankings und damit im Standortwettbewerb sichtbar wird

(Schmid, 2007:68). Das städtebauliche Portrait der Schweiz

überlagert verschiedene quantitative und qualitative Aspek-

te, die stärker auf alltagsweltliche Reichweiten fokussieren

(Schmid, 2006:193–200). Allerdings bleibt auch diese Ab-

grenzung relativ unbestimmt und wenig nachvollziehbar. Ins-

gesamt verdeutlichen die verschiedenen Definitionen vor al-

lem, wie schwierig es ist, das Städtische qualitativ und quan-

titativ zu bestimmen. Für die vorliegende Arbeit erübrigt sich

die Entwicklung einer Definition, weil die Analyse auf den

VMZ fokussiert, der selber eine Raumproduktion herstellt.

Ich verwende diese Abgrenzung, weil hier die Wirkungs-

macht des Vereins im Zentrum steht.

Das Datenmaterial besteht neben schriftlichen Quellen

aus 13 semistrukturierten Leitfadeninterviews (ca. 1 Stunde)

mit Expert_innen aus kantonalen und nationalen Planungs-

ämtern, Landschaftsschutzorganisationen, Verkehrsbetrieben

und Planungsbüros, die ich hauptsächlich im Jahr 2012 inter-

viewt habe. Unter Expert_innen verstehe ich Personen, die

„über ein spezifisches Rollenwissen verfügen, solches zu-

geschrieben bekommen und diese besondere Kompetenz für

sich selbst in Anspruch nehmen“ (Przyborski und Wohlrab-

Sahr, 2009:132). In diesem Artikel interessiert aber auch ih-

re Deutungsmacht und die Beteiligung an der Etablierung

von Deutungen (ibid.: 133). Das Material gibt hauptsächlich

Auskunft über die Produktion des Espace conçu, da ich vor-

nehmlich Expert_innen interviewt habe, die in der Dimen-

sion der Repräsentationen des (Metropolitan)Raums arbei-

ten. Die Auswahl der Akteur_innen erfolgte einerseits auf-

grund deren Involvierung in den Verein Metropolitanraum

Zürich oder aufgrund einer Organisationszugehörigkeit, die

sich kritisch zur metropolitanen Restrukturierung stellt. Die-

ses zweite Sampling habe ich vorgenommen, um auch Nar-

rative analysieren zu können, die nicht Teil des Regierungs-

arrangements sind und von diesem eventuell als Noise dar-

gestellt werden. Es soll einen empirischen Blindfleck aufhe-

ben. Die zweite Samplingstrategie gestaltete sich allerdings

schwierig, da sich, wie unten erläutert wird, kaum widerspre-

chende Positionen finden.

Ich habe die Interviews vollständig transkribiert und dabei

vom Schweizerdeutschen ins Schriftdeutsche übersetzt. Die

Auswertung erfolgte entlang der Prinzipien der Grounded

Theory (Strauss und Corbin, 1996 [1990]). Für diesen Arti-

kel habe ich Zitate ausgewählt, die einen bestimmten Aspekt

einer Kategorie besonders deutlich zeigen.
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4 Das schweizerische Urbanisierungsleitbild:

Gleichzeitigkeit von dezentraler Besiedlung und

Agglomerationsprogrammen

Der schweizerische Planungsdiskurs ist bis in die 1950er

Jahre durch Rückständigkeit geprägt, der den „Widerspruch

zwischen dem Leitbild einer ,ländlichen‘ Siedlungsstruktur

und der realen Entwicklung der Umlagerung der Bevölke-

rung in die städtischen Agglomerationen (. . .) nicht thema-

tisiert“ (Blanc, 1994:80). Im Zuge des helvetischen Fordis-

mus ändert sich das Leitbild in den 1960er Jahren hin zu ei-

nem für diese Zeit typischen Anstreben des räumlichen Aus-

gleichs. Noch heute findet sich die „angemessene Dezentra-

lisation der Besiedlung und der Wirtschaft“ im Artikel 1 des

schweizerischen Raumplanungsgesetzes (RPG). Die Furcht

vor grossen urbanen Räumen hält zumindest im Gesetz an

(vgl. Eisinger, 2004:55–59). Diese Angst manifestiert sich

auch in den räumlichen Aufteilungen der Regierungskonfe-

renzen, die als Plattform für den interkantonalen Austausch

dienen, um eine koordiniertere Interessenvertretung gegen-

über dem Bund zu fördern. Der Kanton Zürich ist in kei-

ner Regierungskonferenz Mitglied. Ein Interviewpartner be-

zeichnet die Aufteilung als „bewusste Zersplitterung“. Diese

Zersplitterung sei typisch für die Strategie des Bundes, die

nach wie vor stark auf die polyzentrale Entwicklung setzt,

„dass nicht die Grossen immer noch grösser werden“ (Inter-

view 3, 2012). Entgegen der Zeitdiagnose, dass in postfor-

distischen Staaten räumlicher Ausgleich zugunsten der Wett-

bewerbsfähigkeit aufgegeben wird, weist die Schweiz nach

wie vor eine hohe regionale Umverteilung auf, die struktur-

schwache Regionen stützen soll und gibt besonders für den

sozialen Ausgleich deutlich mehr aus als die übrigen OECD-

Staaten (Blöchlinger, 2005:107). Dank der föderalistischen

Politik wies die Schweiz 2002 auf nationaler Ebene die ge-

ringste regionalwirtschaftliche Disparität unter den OECD-

Staaten auf (ibid: 111). Dieser ausgeglichene Durchschnitt

geht auf den interkantonalen Finanzausgleich zurück, der die

starken wirtschaftlichen Disparitäten zwischen den Kanto-

nen mindert.

Gleichzeitig sind Metropolitanregionen seit dem neuen

Raumentwicklungskonzept zumindest anerkannte Realität –

die Versuche, das Wachstum auf metropolitaner Ebene per

Gesetz zu regulieren, bleiben aber schwach. Lediglich die

vom Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) 2002, bzw.

2008 eingeführten Instrumente der Modellvorhaben und der

Agglomerationsprogramme fördern die interkommunale und

interkantonale Zusammenarbeit mit fachlicher, bzw. finanzi-

eller Unterstützung.

Die Instrumente und Ziele des ARE sind also konflik-

tiv. Einerseits soll die Raumentwicklung nach wie vor in ei-

ne dezentrale Richtung verlaufen, anderseits wird mit dem

Leitbild der „Stadtentwicklung nach Innen“ die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit gefördert und damit auch me-

tropolitane Restrukturierungen unterstützt. Dennoch bleibt

der ausgeprägte Föderalismus bestimmend. Die schweizeri-

sche Raumplanung wird denn in der Fachliteratur auch für

ihr wenig proaktives Handeln kritisiert. Eisinger (2004:148)

spricht von „verstädterten Landschaften“, die „unintendier-

te[s] Ergebnis der rapiden gesellschaftlichen Dynamik der

letzten Jahrzehnte“ sind, aber dennoch „alle Eigenschaf-

ten vermissen, die lebendige Stadträume ausmachen“. Koll-

Schretzenmayr (2008:85) weist darauf hin, dass der Begriff

Raumplanung im schweizerischen Kontext einen falschen

Eindruck vermittelt: „Raumplanung ist vom Begriff her ,ak-

tiv‘ – sie will gestalten, verändern. Historisch hat sie sich

aber entwickelt als Reaktion auf eine unerwünschte Bauent-

wicklung und Abwehr von Gefahren (. . .).“

Die Metropolitanregionen verbleiben bis anhin eine Kon-

struktion ohne direkte politische Macht. Das RPG erklärt die

Raumplanung im Wesentlichen zur kantonalen Aufgabe, wo-

mit die Kantone, abgesehen von wenigen nationalen Interes-

sen, vollständige Autonomie erhalten. Die Raumplanung ist

damit ein politisches Feld, das sich dem Nationalstaat fast

gänzlich entzieht. Unterschiedliche Selbstverständnisse und

wirtschaftliche Strategien der kantonalen Regierungen führ-

ten zu völlig unterschiedlichen Interpretationen des RPG. In

den letzten Jahren wurden einige räumliche Konsequenzen

dieser laxen nationalen Regierungsfähigkeit politisiert. Mit

der Annahme der Zweitwohnungsinitiative 2012 und der Re-

vision des RPG 2013 werden die Forderungen nach einer

Beschränkung der Ausweitung der Bauzonen auf nationaler

Ebene gestärkt.

Angesichts der stark föderalistischen Ausgestaltung der

staatlichen Raumplanungspolitik und den pessimistischen

wissenschaftlichen Analysen scheint es umso überraschen-

der, dass seit der Jahrtausendwende zahlreiche überkommu-

nale Verbünde entstanden sind. Ebenfalls Zeichen eines Auf-

brechens der Kleinräumigkeit sind die ab 1990 wieder ver-

mehrten Gemeindefusionen, zuvor seit dem zweiten Welt-

krieg ein Tabu. Zwischen 1990 und 2014 hat sich die An-

zahl der Gemeinden um 22 Prozent reduziert (BFS, 2014, ei-

gene Berechnung). Auf überkantonaler Ebene bemühen sich

neben dem hier untersuchten Fall etwa die „Hauptstadtregi-

on Schweiz“ (2011 gegründet), „metrobasel“ (2008 gegrün-

det) und „Métropole lémanique“ (2011 gegründet) um ab-

gestimmtere Politiken der Urbanisierung. Allerdings kennt

die Schweiz keine institutionalisierte metropolitane Regie-

rungsebene wie es etwa in Deutschland, England, Frankreich

und den Niederlanden der Fall ist (Brenner, 2004; Blöchliger,

2005; Kübler, 2012). Einer solchen Institutionalisierung ste-

hen die grosse Autonomie der Kantone sowie die nach wie

vor starke Tradition des räumlichen Ausgleichs gegenüber.

Für die Schweiz lässt sich der postulierte Wechsel vom de-

zentralisierenden räumlichen Ausgleich hin zum zentralisie-

renden Standortwettbewerb auf Gesetzesebene nur bedingt

nachvollziehen.
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5 Institutionalisierung des Vereins

Metropolitanraum Zürich

In diesen widersprüchlichen Planungsideologien etabliert

sich der VMZ in der durch administrative Grenzen zerschnit-

tenen Metropolitanregion Zürich als neuer Akteur, indem er

eine metropolitane Massstabsebene produziert. Seit 2007 fin-

den im Halbjahresrhythmus Metropolitankonferenzen statt,

die auf Initiative der Städte Winterthur und Zürich sowie des

Kantons Zürich entstanden und durch ein Modellvorhaben

des ARE unterstützt wurden.4 2009 gründet sich der Verein

Metropolitanraum Zürich. Der Zweck des Vereins (Statuten,

Art. 2) ist es, „einen Beitrag zur (. . .) Lebensqualität (. . .) und

zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit“ zu leisten, „Pro-

jekte zur Stärkung des Metropolitanraums gemeinsam an-

zugehen“ und „Verbindungen zu anderen Metropolitanräu-

men“ zu pflegen. Mitte 2014 zählte der Verein 110 Mitglie-

dergemeinden. Die Gemeinden der Metropolitanregion kön-

nen mit 420 Schweizer Franken pro 4000 Einwohner_innen

Mitglied werden. Die Mitgliedschaft ermöglicht insbesonde-

re das nach Einwohnerstärke gewichtete Abstimmen an den

Metropolitankonferenzen. Die Gemeinden werden durch ge-

wählte Exekutivpolitiker_innen vertreten. Diese wählen auch

den Metropolitanrat, der Projektteams einsetzen kann um

spezifische Fragen auszuarbeiten. Daraus entstand etwa das

„Metrobild“, ein metropolitanes Raumentwicklungskonzept,

das weiter unten genauer vorgestellt wird.

Der Verein wurde bis anhin erst von wenigen Wissen-

schaftler_innen besprochen (Kübler, 2013), wie auch gene-

rell metropolitanes Rescaling in der Schweiz selten rezipiert

wird (Behrendt und Kruse, 2001; Schmid, 2007; Kübler und

Scheuss, 2007; Kübler und Koch, 2008; Plüss, 2008; van der

Heiden et al., 2013).

5.1 Starkes Zentrum und Zerschnittenheit der

Metropolitanregion als Grundlage

Zur schnellen Etablierung des VMZ tragen meiner Ansicht

nach insbesondere drei Punkte bei. Erstens hat sich, ausge-

löst durch das starke ökonomische Wachstum der Metropolit-

anregion sowie die Zunahme an Arbeitsplätzen (Kuster und

Meier, 2008:9) und der damit einhergehenden fortschreiten-

den Urbanisierung, der diskursiv hergestellte Problemdruck

erhöht und zwar in weiten Teilen der Metropolitanregion. Die

zunehmende Mobilität verstärkt die Beziehungen zwischen

verschiedenen Zentren und Peripherien zusätzlich, so dass

von einem funktional integrierten Raum gesprochen werden

kann. Der VMZ ist ein Versuch, den proklamierten gemein-

samen Herausforderungen zu begegnen.

Das Bewusstsein dieser Veränderungen wird zweitens von

vielen Akteur_innen in ihrem Diskurs über die Urbanisie-

4Für eine ausführlichere Darstellung zur Genese und der Struk-

tur des Vereins s. Kübler (2013).

rung aufgenommen. Diese Änderung des Diskurses äussert

sich auch in einer Änderung der Praxis:

Ich bewerte die Zusammenarbeit bei Weitem nicht

so pessimistisch, wie sie häufig dargestellt wird.

Es reift schrittweise ein Erkenntnisprozess. Zwar

ändern sich mal Zuständigkeiten oder es kommt

zu einem personellen Wechsel, was die Zusam-

menarbeit manchmal erschweren kann, aber in

der Grundtendenz ist die Zusammenarbeit bes-

ser geworden. Davon bin ich überzeugt. Und

wenn man beispielsweise beim Agglomerations-

programm oder dem regionalen Richtplan5 den

Gedanken der Zusammenarbeit konsequent durch-

zieht, dann verfestigt sich das und man kommt weg

von Einzelentscheidungen, die an der Gemeinde-

grenze aufhören. (Interview 3, 2012)

Diese Erfahrungen, die Diskurse und Praktiken ändern und

Zusammenarbeit als Selbstverständlichkeit etablieren, wer-

den auch von anderen Expert_innen beschrieben. Sie unter-

streichen insbesondere die Bedeutung persönlicher Kontakte.

Sich gegenseitig zu kennen und miteinander das Gespräch

miteinander zu suchen, sei der erste Schritt für eine frucht-

bare Zusammenarbeit, die stark von den einzelnen Personen

und deren Engagement abhänge. Der Wille zur Zusammen-

arbeit stehe für einen Paradigmenwechsel in der Urbanisie-

rungspolitik und die Gründung des Vereins unterstreiche das.

Drittens bildete paradoxerweise gerade die Zerschnitten-

heit der bestehenden Regulierungen in der Metropolitanre-

gion Zürich eine entscheidende Grundlage für den erfolg-

reichen Aufbau des Vereins. Gerade weil keine überkanto-

nalen Strukturen bestehen, gibt es kaum Konflikte mit be-

reits vorhandenen Kompetenzen. Entgegen des nationalstaat-

lichen Ziels des räumlichen Ausgleichs scheinen die Ak-

teur_innen im VMZ kaum Probleme mit der Anerkennung

urbaner Zentren zu haben. Offenbar sind die Urbanisierungs-

prozesse in solchem Ausmass vom Einfluss Zürichs geprägt,

dass die (gegenseitigen) Interdependenzen augenfällig sind:

Über den Support der Nachbarkantone habe ich

gestaunt. Der Verein hat extrem schnell an Dyna-

mik gewonnen. Insbesondere die kleineren Kanto-

ne waren ausschlaggebend. Sie machten mit und

fanden es wichtig, dass sich der Metropolitanraum

Zürich als Kraft in der Schweiz und gegenüber

dem Ausland formiert. Sie sagten, dass sie sich

auf Zürich ausrichten. Der Flughafen – alles sei in

Zürich. Und wenn sie sich international verkaufen

wollten, dann müsse Zürich im Namen vorkom-

men. Darum war der Name nie ein grosses Thema.

Das hat mich wirklich erstaunt. (Interview 8, 2012)

Dieses Zitat verorte ich im neoliberalen Diskurs des inter-

nationalen Standortwettbewerbs. Die Zeitdiagnose der Scale-

5Richtpläne legen die Grundzüge der angestrebten räumlichen

Entwicklung fest.
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Debatte bestätigend, soll die neue Struktur den Zugang zu

Kapitalflüssen ermöglichen, der mit einer kleinräumigeren

Organisation erschwert wäre. In diesem Fall soll insbeson-

dere der Name Zürich diesen Zugang bieten. Gleichzeitig

entbrannte im Frühjahr 2013 im Gemeinderat der Stadt Zü-

rich eine Debatte um die Mitgliedschaft im Verein (Neuhaus,

2013). Vertreter_innen von bürgerlichen bis linken Parteien

verlangten den Austritt aus dem Verein. Den Bürgerlichen

ging es vor allem um die Senkung der öffentlichen Ausga-

ben; der rechts-konservativen Schweizerischen Volkspartei

auch um den Verlust kommunaler Freiheit. Die links politi-

sierenden Grünen hingegen stiessen die Austrittsdebatte an,

weil sie in der verfolgten Verkehrspolitik des VMZ, die Au-

tobahnen ausbauen will, eine weitere Förderung der Zersied-

lung sehen. Die Grünen bemängeln aber auch den Meinungs-

bildungsprozess innerhalb des VMZ als „undemokratisch“

(Interview 13, 2014), da nur ein Planungsbüro und Exekutiv-

politiker_innen an den Diskussionen beteiligt seien, jedoch

nicht die Bevölkerung. Der Entscheid im Gemeinderat fiel

schlussendlich für den Verbleib im Verein. Die Diskussion

zeigt aber, dass der Vermarktung des metropolitanen Raums

für das urbane Zentrum wenig Bedeutung beigemessen wird.

Die Stadt Zürich versucht sich gleichzeitig mit anderen Städ-

ten zu vernetzen, wie etwa im Städteverband und fordert bei-

spielsweise ein stärkeres Stimmrecht für die Städte im Stän-

derat (Péclet, 2014).

5.2 Subtile Macht des Vereinsrechts

Auch wenn der Verein von den meisten Akteur_innen des

Arrangements gestützt wird, stellt sich mit Blick auf die

rechtliche Basis dennoch die Frage nach seiner Handlungs-

fähigkeit. Mit dem Vereinsrecht tangiert der neue Akteur die

bestehenden Autonomien des schweizerischen Föderalismus

nicht, was die Statuten des Vereins (Art. 5) explizit betonen.

Um welche Form von grenzüberschreitender Zusammenar-

beit kann es sich also tatsächlich handeln, wenn ihre recht-

liche Basis lediglich auf dem Vereinsrecht beruht? Oder be-

steht die Macht gerade darin, „nur“ ein Verein zu sein? Vie-

le Interviewpartner_innen streben keine Institutionalisierung

des Vereins an, weil das die „Akzeptanz sofort mindern wür-

de“ (Interview 9, 2012). Zudem ist der subtile Druck, den der

Verein schafft, offenbar ausreichend um politische Entschei-

dungen der Kantone zu beeinflussen:

Man muss natürlich immer betonen, dass es ein

Verein ist. Er hat absolut keine Berechtigung,

föderalistische Strukturen aufzubrechen. Er kann

nur die Zusammenarbeit optimieren und Identi-

tät schaffen, so dass die einzelnen Kantone und

Gemeinden in diesem Raum zu denken beginnen.

Und dass dann die Entscheidungen, die sie und

nicht der Verein fällen können, den Interessen des

Vereins entsprechen. (Interview 8, 2012)

Der Föderalismus und der Verein sollen sich also nicht in

die Quere kommen, was bis anhin kaum ein Problem dar-

stellt, weil im schweizerischen Föderalismus keine solche

Massstabsebene besteht. Die Vereinsstruktur bietet zudem

wesentliche Freiheiten. Diverse Interviewpartner_innen be-

trachten sowohl die relativ unkomplizierte Finanzierung von

Projekten wie auch die direkte Kommunikation zwischen

Gebietskörperschaften verschiedener Massstabsebenen als

Erleichterung. Die Flexibilität im Vergleich zum regulierte-

ren Arbeitsalltag im föderalistischen System wird geschätzt.

Von „Experimentiercharakter“ (Interview 8, 2012) und „Ide-

enwerkstatt“ (Interview 7, 2012) ist die Rede.

Es hat seinen Reiz auf dieser riesigen Ebene zu

arbeiten, wo es noch keine gefestigten Strukturen

und Abläufe gibt. Das schafft Spielraum, ist eine

Befreiung und macht Spass. (Interview 6, 2012)

Bis jetzt fand ich in der ganzen Organisation sehr

schön, dass es keine Strukturen gab. Das war das

Spannende. Man konnte machen, was man wollte.

Man hat das Geld nicht einfach herausgeschmis-

sen, aber man war viel flexibler. (. . .). Aber jetzt

wird es formeller. (Interview 7, 2012)

Diese Offenheit kommt gerade durch die verhältnismäs-

sige Informalität des Vereinsrechts zustande und ermöglicht

vieles, was in der formalen föderalistischen Struktur nicht

durchführbar wäre. So finden seit kurzem Sitzungen der acht

Kantonsplaner_innen statt. Weil der Austausch in den Regio-

nalkonferenzen die Metropolitanregion Zürich zerschneidet,

haben sich Workshops etabliert, die diese Lücke füllen sol-

len. Der Verein kann offensichtlich bereits als Legitimation

für gemeinsames Handeln herangezogen werden:

Wir haben Workshops gemacht – ein Novum. Aber

das erzeugt auch Argwohn. Da muss man auf-

passen. Zum Beispiel der Kanton Nidwalden, der

nicht dabei ist, hat natürlich Mühe, wenn sich Lu-

zern zu stark nach Zürich orientiert. Darum hal-

ten wir das ganz bewusst informell im Moment.

Wir schaffen keine Organisation, sondern arbeiten

momentan einmal in der Sache zusammen und las-

sen Organisationen Organisationen sein. Ich glau-

be, man muss erst mal über die Themen zusam-

menarbeiten. Das andere folgt dann vielleicht ir-

gendwann. Der VMZ gibt uns natürlich eine ge-

wisse Legitimation, um in dem Raum, wo die Re-

gionen und Städte zusammenarbeiten, uns auch

einmal fachlich auseinanderzusetzen. Aber nur mit

Augenmass. Es ist nicht ganz einfach. (Interview

3, 2012)

Aus diesen informellen Treffen entstanden bereits sichtba-

re Raumproduktionen. Als Paradebeispiel gilt die gemeinsa-

me Äusserung von 14 Kantonen der Ost- und Zentralschweiz
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während der Anhörung im Vorfeld der nationalen Abstim-

mung über Finanzierung und Ausbau der Bahninfrastruktur

(FABI). Die Kantone priorisierten ihre Interessen auf zwei

Hauptanliegen zur besseren Erschliessung der Stadt Zürich,

den Zimmerbergtunnel (Verbindung nach Zug und Luzern)

und den Brüttener Tunnel (Verbindung nach Winterthur)

(Schaffner, 2012). Diese Forderungen unterstreichen erneut

die Bedeutung der wirtschaftlichen Zentren, die mit der Bun-

despolitik, aber auch mit dem VMZ zusätzlich gestärkt wer-

den sollen. Zweitens ist eine gemeinsame Äusserung sowohl

für die beteiligten Kantone als auch für den Bund eine ef-

fizientere Politikform. Denn statt mindestens 14 verschie-

dene Anliegen werden bereits abgestimmte Interessen ein-

gereicht, was den Kantonen wiederum höhere Berücksichti-

gung verspricht. Viele Interviewte bekräftigen, dass eine sol-

che Interessensabstimmung nur dank dieser Treffen möglich

gewesen sei. Dem Konsens, der in diesen Strukturen zwi-

schen den acht Kantonen etabliert wurde, haben sich später

sechs weitere Kantone angeschlossen. Die gemeinsame Äus-

serung führte zur Aufstockung des Bahninfrastruktur-Fonds

von 3.5 auf 6.4 Milliarden Schweizer Franken (Metropolitan-

konferenz Zürich, 2013). In der Konsequenz bewilligten die

Stimmberechtigten mit der Annahme der FABI-Vorlage im

Februar 2014 einen weiteren räumlichen Kompromiss: Die

Bahninfrastruktur soll sowohl in den Zentren als auch in den

periphereren Räumen ausgebaut werden.

Das zweite Exempel ist das im VMZ entwickelte Metro-

bild. Es soll „als Denkhilfe für eine gemeinsame Ausrichtung

der räumlichen Entwicklungsstrategien dienen, damit die

prägende Vielfalt erhalten und weiterentwickelt und gleich-

zeitig die Leistungsfähigkeit des Raums verstärkt wird“

(berchtoldkrass space&options, 2011:17). In seiner Konse-

quenz soll das Metrobild zur Abstimmung der kantonalen

Richtpläne führen – eine wesentliche Veränderung der kon-

zeptionellen Produktion des Raums.

Beide Beispiele produzieren aber nicht nur einen neuen

konzeptionellen Raum, sondern haben auch Einfluss auf den

materiellen und den gelebten Raum, beispielsweise mit dem

Ausbau der Bahnverbindungen. Sie brechen partiell auch die

föderalistische Struktur auf – etwa mit dem Metrobild, das

als metropolitanes Raumentwicklungskonzept dient – und

können in den Worten der Leiterin des ARE als Schritte hin

zu „Formen eines modernen Föderalismus“ (Lezzi, 2013) ge-

lesen werden. Metropolitane Arrangements sollen keine vier-

te Staatsebene schaffen, aber mit „partnerschaftliche[n] For-

men der Zusammenarbeit (. . .) schnell eine gute Lösung (. . .)

finden“ (ibid).

6 Fazit: Informelle Räumlichkeit als Vorteil für den

VMZ – widersprechende Positionen als Frage der

Massstabsebene?

Das Metrobild und die Äusserung zur FABI-Vorlage geben

Aufschluss über die Bedeutungen des VMZ: Zum einen soll

er anhand gemeinsamer Strategien die Sichtbarkeit des Me-

tropolitanraums in der Bundespolitik erhöhen. Dieses Ziel

war auch für die Gründung der Metropolitankonferenz Ba-

sel konstitutiv (Merki, 2012). Zum anderen wird der Verein

durch Verhandlungen und schliesslich gemeinsamen Forde-

rungen auch zum Dienstleister für Kantone, die Mühe ha-

ben, Massnahmen zur Siedlungsbegrenzung durchzusetzen

(Interview 9, 2012). Die Existenz des Vereins kann zur Le-

gitimierung von gemeinsamem Handeln, die Beschlüsse zur

Legitimierung von Massnahmen herangezogen werden. Der

Konsens und damit die Übermacht der sieben anderen Kan-

tone üben erheblichen Druck auf kantonale Entscheide aus.

Der VMZ ist ein eher informelles Arrangement, in dem Ent-

scheide gefällt, oder vielleicht auch „bloss“ eine gemeinsame

Sprache, gemeinsame Ideen und gemeinsame Sichtweisen

auf Probleme entwickelt werden, die dann (in unterschied-

lich davon abweichenden Formen) in Kantons- und Gemein-

debehörden fliessen und so formalisiert werden. Auf Ebene

der Metropolitanregion lassen sich gleichzeitig Informalisie-

rungen und Flexibilisierungen, aber auch neue Formalisie-

rungen beobachten, die zu einer schrittweisen Institutionali-

sierung der neuen Handlungsebene führen.

Unabhängig vom Massstab schafft sich grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit, zumindest in der Schweiz, in der Re-

gel neue Strukturen, weil sie früher deutlich seltener statt-

fand. Diese Gefüge etablieren sich hauptsächlich über infor-

melle, flexible Strukturen, die (zumindest in einem ersten

Schritt) nicht klaren gesetzlichen Anforderungen unterwor-

fen sind. Ihre Krux ist, dass einerseits nicht öffentlich über

ihre Ausgestaltung und Beteiligung gesprochen wird, sie an-

derseits Kooperationen und Vorgehensweisen ermöglichen,

die gerade deshalb zu Stande kommen. Über die gefassten

Beschlüsse wiederum gibt es kaum öffentliche Auseinan-

dersetzungen, da sie legitimiert und formal scheinen. Die

Zusammenarbeit ermöglicht eine abgestimmtere Steuerung

der Urbanisierung, die etwa dem aktuellen gesellschaftli-

chen Leitbild der Begrenzung der Siedlungsfläche entgegen-

kommt. Kantone und Gemeinden scheinen bereit, einen ge-

wissen Teil ihrer Autonomie abzugeben. Der Verein schafft

– wenn auch noch schwach institutionalisiert – eine neue

territoriale Ebene im föderalistischen System der Schweiz.

Belina (2013) schlägt anhand der Metropolitanregion Frank-

furt Rhein-Main den Begriff „Continuously Emergent Scalar

Fix“ vor, um mit der Vorstellung eines institutionalisierten

Scalar Fix zu brechen. Es wird sich zeigen, wie die Insti-

tutionalisierung des VMZ in Zukunft verläuft und ob diese

Bezeichnung weiterhin passend scheint.

Nicht nur Informalisierungs- und Formalisierungsprozes-

se sind miteinander verknüpft, sondern auch Inkludierung

und Exkludierung. Am untersuchten Beispiel lässt sich ei-

ne deutliche Expertisierung der Politiken der Urbanisierung

beobachten. Erstens vergibt der VMZ zahlreiche, eher kon-

zeptionelle Aufträge an Planungsbüros und ähnliche Firmen,

die mit ihren Arbeiten den Diskurs beeinflussen und für Auf-

träge gleichzeitig von solchen Organisationen abhängig sind
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– auch eine Form der Privatisierung. Zweitens zieht der Ver-

ein in seinen Arbeitsgruppen für die Diskussion von Projek-

ten im „Echoraum“ Expert_innen bei, die von den jeweiligen

Projektleiter_innen ausgewählt werden.

Andere nichtstaatliche Akteur_innen, die nicht Teil des

Arrangements sind, werden auf der metropolitanen Ebene

nicht mit gegenläufigen Meinungen zur durchgesetzten Stra-

tegie sichtbar. Das, so meine These, hängt direkt mit der

metropolitanen Massstabsebene zusammen, die im födera-

listischen System der Schweiz nicht institutionalisiert ist.

Die „informelle Räumlichkeit“ des Vereins begünstigt die

Durchsetzbarkeit von Projekten, da sich institutionalisierte

Akteur_innen, etwa Verbände, nicht auf dem metropolita-

nen Massstab organisieren, sondern auf einer oder mehre-

ren Ebenen des föderalistischen Systems, auf denen auch die

politischen Mittel von Initiative und Referendum bestehen.

Der grossräumige Massstab bewirkt gleichzeitig auch, dass

sich schwächer organisierte Gruppen oder einzelne Personen

kaum kritisch zu den Projekten äussern. Solcher Widerstand

findet häufig auf Quartierebene statt (z.B. Mayer, 2007:97),

wo Urbanisierungsprojekte für die Bewohner_innen oft di-

rekter und konkreter fassbar sind als Diskurse und Konzep-

te. Die Massstabsebene ist entscheidend dafür, welche Ak-

teur_innen auftreten. Gerade weil der VMZ eine neue Mass-

stabsebene schafft, bietet er die Möglichkeit einer unum-

strittenen Aushandlungsebene. Damit scheint der untersuch-

te Fall das Argument einer skalaren Verschiebung von mäch-

tigen Arrangements auf einen grossräumigeren Massstab um

Konflikte zu umgehen, zu bestätigen.

Die Analyse unterstützt auch das Argument, dass sich me-

tropolitane Regulationsweisen herausbilden, um die Produk-

tion des Raums der Geografie des Kapitals anzupassen. Die

Kantone fühlen sich nicht in ihren Kompetenzen bedroht,

sondern sehen im Verein (neben anderem) die Möglichkeit,

sich als gemeinsamer Wirtschaftsraum zu vermarkten. Öko-

nomische Argumente zur Begründung der Notwendigkeit

des Vereins kommen aber nicht nur in den Interviews zum

Tragen. Die Vermarktung der Metropolitanregion und damit

der Kampf um Investitionsgelder ist auch Zweck des Vereins,

der von einer neoliberalen Agenda geprägt ist (vgl. Kübler,

2013). Allerdings finden sich in den Interviews neben den

neoliberalen Argumentationen auch einige wachstumskriti-

sche Narrative:

Die Grenzen des Wachstums sollten thematisiert

werden (. . .). Der Flächenverbrauch pro Kopf steigt

stetig. [. . .]. Es braucht eine Sensibilisierung der

Bevölkerung oder vielleicht einmal eine richtige

Depression. Der Flächenverbrauch hängt auch mit

dem Wohlstand und dem Geld zusammen, das wir

fürs Wohnen haben. (Interview 6, 2012)

Mag die Wettbewerbsfähigkeit für einige Akteur_innen

der Hauptgrund für die Zusammenarbeit sein, so scheint

sie für die meisten Interviewpartner_innen keine wichtige

Rolle zu spielen. Das liegt sicher auch am Sampling, das

hauptsächlich Personen mit einem raumplanerischen Hin-

tergrund umfasst, die im grossräumigeren Denken eher ei-

ne Chance zur besseren Regulation der Urbanisierung se-

hen. Die wachstumskritische Haltung ist aber auch Ausdruck

einer Paradigmenverschiebung. Einerseits wurde in einigen

Interviews auf die kapitalistische Krise seit 2008 hingewie-

sen, die Wachstumsprozesse in Frage stelle. Statt noch mehr

Wachstum und Wettbewerb sehen die meisten Interview-

partner_innen das starke ökonomische und bauliche Wachs-

tum als zentrale Herausforderung der nächsten zehn Jahre

und verlangen Beschränkungen des Wachstums sowie Wohn-

raum für einkommensschwächere Personen. Diese Forderun-

gen werden teilweise auch von rechtskonservativen Kreisen

geteilt, wie etwa die anfangs 2014 angenommene „Massen-

einwanderungsinitiative“ oder die im im Herbst 2014 abge-

lehnte „Ecopopinitiative“ zeigen. In beiden Fällen führen die

Befürworter_innen raumpolitische Argumente ins Feld, um

die Immigration restriktiver zu regulieren. Solche Forderun-

gen sind auch Zeichen einer weiterhin wachsenden Finanz-

metropole, die zunehmende Ungleichheit mit sich bringt und

damit soziale Fragen im Raum, der immer auch Ausdruck

von Machtverhältnissen ist, verschärft. Bereits wollen die

Regierungen der Kantone Zug und Nidwalden, deren Urba-

nisierungsprozesse von der Tiefsteuerpolitik gezeichnet sind,

Zonen für „preisgünstigen Wohnraum“ schaffen (Aschwan-

den, 2014).

Die meist linken Forderungen nach günstigem Wohnraum

und einer Beschränkung des räumlichen und wirtschaftli-

chen Wachstums sind aber nicht zuletzt auch durch kritische

Diskurse und Praxen seitens widerständischer Formen wie

Quartierkämpfe oder Recht-auf-Stadt-Gruppierungen sensi-

bilisiert worden. Solche Bewegungen sind zwar kaum auf

dem metropolitanen Massstab organisiert, doch thematisch

über Analysen und Forderungen international vernetzt und

damit durchaus auch auf dem metropolitanen Massstab ge-

genwärtig (vgl. Mayer, 2008). Vermutlich vermögen auch

Diskurse der kritischen Stadtforschung zu dieser Präsenz bei-

tragen.

Nichtsdestotrotz bleibt der VMZ bis anhin ein unum-

strittenes, technokratisches Expert_innenbündnis. Vielleicht

kommt es auch deshalb kaum zu Auseinandersetzungen um

Struktur und Ziele des Vereins, weil die Institutionalisierung

im Gewande des Vereins – einer urhelvetischen Form mit

sozialem Anstrich – harmlos erscheint. Diese „unschuldi-

ge“ Informalität begünstigt seine Wirkungsmacht. Der VMZ

stellt bis heute eine ziemlich effiziente Steuerungsform dar,

die hauptsächlich von staatlichen Akteur_innen geprägt wird

und widerspruchslos erscheint. Diese Effizienz ist gerade

darum möglich, weil die Restrukturierung auf einer neuen

Massstabsebene und in vereinsrechtlicher Form stattfindet,

was bis anhin viel Spielraum offen lässt. Es wird sich zeigen,

wie lange die Produktion einer neuen Ebene und gemeinsa-

mer Ziele so unumstritten fortgeführt werden kann.

Entgegen einiger Beiträge innerhalb der Scale-Debatte,

die metropolitane Restrukturierungen als weitere Ermäch-
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tigung von Kapitalinteressen und der politischen Elite de-

chiffrieren, könnte eine Neuformierung auch eine neue Form

von Demokratie und sozialen Kooperationsformen bedeuten

(Ronneberger und Schmid, 1995:375–378). Swyngedouw

(1997:159–161), aber auch Brenner und Heeg (1999:117)

sind überzeugt, dass ein alternatives Urbanisierungsmodell

nur mit überlokalen Mobilisierungen und Strategien erreicht

werden kann. Während Solidarisierungen auf dem globalen

Massstab durchaus stattfinden, kann zumindest auf Ebene

der Metropolitanregion Zürich keine entsprechende politi-

sche Bewegung identifiziert werden. Die Frage, weshalb es

kaum zu Auseinandersetzungen kommt, bleibt neben einigen

Teilantworten, die ich hier skizziert habe, weiterhin offen.
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